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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Digitalen Identitätengeset-

zes (DIdG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

unter Bezugnahme auf die E-Mail des BMDS vom 26.03.2026 mit der Bitte um 

Rückmeldung zum Referentenentwurf des Digitalen Identitätengesetzes 

(DIdG) möchten wir Ihnen nachfolgend die Stellungnahme Thüringens über-

mitteln. 

Im Hinblick auf die Umsetzung des OZG ist der vorliegende Referentenentwurf 

des Digitale Identitätengesetzes (DIdG) grundsätzlich zu begrüßen. Es beste-

hen allerdings Bedenken hinsichtlich der Formulierung des § 12 DIdG zur In-

teroperabilität. Obwohl im Rahmen der Begründung mehrfach die Interopera-

bilität der Nutzerkonten mit der Europäischen Brieftasche angeführt wird, heißt 

es in § 12 DIdG, dass die zuständigen Behörden erforderliche Maßnahmen 

treffen können, um die Interoperabilität von Nutzerkonten (wie z.B. der BundID 

oder dem MuK) mit der Europäischen Brieftasche herzustellen.  

 

Aus Sicht Thüringens sollte diese Interoperabilität keine Option, sondern ein 

verpflichtender Bestandteil sein. Ansonsten ist zu befürchten, dass die beste-

henden Nutzerkonten technisch nicht interoperable zur EUDI-Wallet ausge-

staltet sein werden. Dies würde aus den Erfahrungen des OZG zu einem Ak-

zeptanzverlust und im schlechtesten Fall zu einer geringen Nutzung führen. 

Aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger, sowie auch der Verwaltung ist es viel-

fach nicht nachvollziehbar, wenn eine bestehende Lösung durch eine andere 

abgelöst wird und hierfür erneute Anmeldungen/Einrichtungen/Integrationen 

notwendig sind (siehe Ablösung der Länderkonten durch BundID). Dies sollte 

unbedingt vermieden werden. 
 

Wir bitten daher um Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen im 

Rahmen des weiteren Verfahrens. 

 

 

Verteiler per E-Mail an: sbi3@bmds.bund.de 




